Vorbereitung Zwischenprüfung Öffentliches Recht

1. Prüfungsschema: Verfassungsbeschwerde 

Die Verfassungsbeschwerde des X ist erfolgreich, wenn sie zulässig und begründet ist.

A. Zulässigkeit

Die Verfassungsbeschwerde müsste zulässig sein.

I. Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts

Das Bundesverfassungsgericht ist für die Verfassungsbeschwerde des X nach Art. 93 I  Nr.4a, §§ 13 Nr.8a, 90ff. BVerfGG zuständig.

II. Beteiligtenfähigkeit

Gemäß Art.93 I Nr.4a GG, § 90 I BVerfGG kann „Jedermann“/ alle Deutschen Verfassungsbeschwerde erheben. X ist als natürliche Person/ deutscher Staatsbürger beteiligtenfähig.

III. Prozessfähigkeit

Weiterhin ist X fähig, Grundrechte prozessual geltend zu machen.

IV. Beschwerdegegenstand

Beschwerdegegenstand kann gemäß Art. 93 I Nr.4a GG i.V.m. §§ 13 Nr.8a, 90 I BVerfGG jeder Akt der öffentlichen Gewalt sein, die die Legislative, Exekutive und Judikative umfasst. ... stellt eine Handlung der ... dar, also liegt ein tauglicher Beschwerdegegenstand vor. 

V. Beschwerdebefugnis

Nach Art. 93 I Nr. 4a GG, § 90 I BVerfGG ist die Verfassungsbeschwerde nur zulässig, wenn der Beschwerdeführer behauptet, durch den angegriffenen Akt der öffentlichen Gewalt in einem seiner Grundrechte oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt worden zu sein. Der Beschwerdeführer muss dadurch selbst, unmittelbar und gegenwärtig betroffen sein.

a) Möglichkeit einer Grundrechtsverletzung: Die geltendgemachte Grundrechtsverletzung darf nicht von vornherein ausgeschlossen sein. Es erscheint zumindest als möglich, dass X in seiner Z-Freiheit aus Art. Y verletzt ist.

b) Eigene, unmittelbare und gegenwärtige Betroffenheit: Von ... ist X als Person selbst, unmittelbar ohne weiteren Zwischenakt und gegenwärtig, d.h. aktuell, betroffen. 

c) (Besondere Voraussetzung bei einer Urteils-Verfassungsbeschwerde: Weiterhin müsste X behaupten, dass das Gericht die Ausstrahlungswirkung des GR aus Art. Y verkannt hat. X legt seine Verfassungsbeschwerde mit Hinweis auf die Z-Freiheit ein. Damit behauptet er eine Verletzung spezifischen Verfassungsrechts.)

Folglich ist X beschwerdebefugt.

VI. Erschöpfung des Rechtsweges

Die Verfassungsbeschwerde ist subsidiär, d.h. nach § 90 II BVerfGG muss der Beschwerdeführer erst alle möglichen Gerichtsinstanzen durchlaufen haben. X hat laut Sachverhalt den Rechtsweg einschließlich bis zum W-Gericht durchschritten. Somit ist der Rechtsweg erschöpft.

VII. Rechtsschutzbedürfnis

Es ist kein einfacheres und billigeres Mittel in Sicht, das Ziel zu erreichen. Folglich hat X Rechtsschutzbedürfnis.

VIII. Form und Frist

Zuletzt müsste X die Verfassungsbeschwerde form- und fristgerecht eingereicht haben. Von einer formgerechten, d.h. schriftlich erhobenen, begründeten und das verletzte Grundrecht nennenden, Verfassungsbeschwerde gemäß §§ 23 I, 92 BVerfGG ist laut Sachverhalt auszugehen. Schließlich müsste die Urteils-Verfassungsbeschwerde gemäß § 93 I BVerfGG binnen eines Monats/ die Rechtssatz-Verfassungsbeschwerde innerhalb eines Jahres gemäß §93 III BVerfGG erfolgt sein. Laut Sachverhalt ist anzunehmen, dass X die Frist eingehalten hat.

IX. Ergebnis

Die Verfassungsbeschwerde ist somit zulässig. 

B. Begründetheit

Die Verfassungsbeschwerde ist nach Art. 93 I Nr.4a GG begründet, wenn ein dem Beschwerdeführer zustehendes Grundrecht oder grundrechtsgleiches Recht verletzt ist. 

1.1  bei Freiheitsgrundrechten

I.  Verletzung von Art. Y (Z-Freiheit)

Durch ... könnte X in seinem Grundrecht auf Z-Freiheit verletzen. Das ist der Fall, wenn ... in den Schutzbereich dieses Grundrechts eingreift und dieser Eingriff verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt ist.

1. Schutzbereich 

a) Persönlicher Schutzbereich

Als natürliche Person/  deutscher Staatsbürger ist X Träger des Grundrechts des Art. Y und somit vom persönlichen Schutzbereich der Z-Freiheit erfasst.

b) Sachlicher Schutzbereich

In sachlicher Hinsicht schützt Art. Y ... 

Deshalb könnte auch ... unter die Z-Freiheit fallen. Damit ist der Schutzbereich von Art. Y eröffnet.

2. Eingriff

In den Schutzbereich von Art.Y müsste eingegriffen  worden sein. Ein Eingriff ist jede staatliche Hoheitsmaßnahme (Gesetz oder Verwaltungshandeln/ Urteil), die dem einzelnen eine Handlung, die in seinen Schutzbereich fällt, erschwert oder verhindert. ...

Folglich ist ein Eingriff gegeben.

Die Verfassungsbeschwerde des X ist daher unbegründet.

3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Dieser Eingriff könnte jedoch verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein.

Eingriff stattgefunden durch Gesetz:

a) Formelle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes 

· Kompetenz, Verfahren, Form

Von der formellen Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes ist auszugehen.

b) Materielle Verfassungsmäßigkeit

aa) Schranken: Warum darf der Gesetzgeber in ein GR eingreifen?
Des Weiteren müsste das Gesetz Art. Y einschränken können.

· Verfassungsunmittelbare Schranke (z.B. Art. 9 II GG)

· Einfacher Gesetzesvorbehalt (z.B. Art. 8 II GG)

· Qualifizierter Gesetzesvorbehalt (z.B. Art. 5 II Var.1 GG)

· Verfassungsimmanente Schranke (z.B. Art. 4 I, 5 III GG)

bb) Schranken-Schranken: Wie weit darf der Gesetzgeber in ein GR eingreifen?

· Verhältnismäßigkeit (legitimer öffentlicher Zweck, Geeignetheit, Erforderlichkeit, Angemessenheit)

· Bestimmungen des Art. 19 GG (Zitiergebot, Verbot des Einzelfallgesetzes, Wesengehaltsgarantie)

· Bestimmtheitsgrundsatz (Tatbestand und Rechtsfolge müssen klar sein; folgt aus Rechtsstaatsprinzip)

· kein Verstoß gegen europäisches Recht 

Eingriff stattgefunden durch Urteil/ Verwaltungshandeln:

1) Verfassungsmäßigkeit der gesetzlichen Grundlage für die Maßnahme (z.B. Versammlungsgesetz)
Zuerst müsste die gesetzliche Eingriffsgrundlage verfassungsgemäß sein.

a) Formelle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes 

· Kompetenz, Verfahren, Form

Von der formellen Verfassungsmäßigkeit des Urteils/ der Verwaltungshandlung ist auszugehen.

b) Materielle Verfassungsmäßigkeit

aa) Schranken: Warum darf der Gesetzgeber in ein GR eingreifen?
Des Weiteren müsste das Urteil/ die Verwaltungshandlung Art. Y einschränken können.

· Verfassungsunmittelbare Schranke (z.B. Art. 9 II GG)

· Einfacher Gesetzesvorbehalt (z.B. Art. 8 II GG)

· Qualifizierter Gesetzesvorbehalt (z.B. Art. 5 II Var.1 GG)

· Verfassungsimmanente Schranke (z.B. Art. 4 I, 5 III GG)

bb) Schranken-Schranken: Wie weit darf der Gesetzgeber in ein GR eingreifen?

· Verhältnismäßigkeit (legitimer öffentlicher Zweck, Geeignetheit, Erforderlichkeit, Angemessenheit)

· Bestimmungen des Art. 19 GG (Zitiergebot, Verbot des Einzelfallgesetzes, Wesengehaltsgarantie)

· Bestimmtheitsgrundsatz (Tatbestand und Rechtsfolge müssen klar sein; folgt aus Rechtsstaatsprinzip)

· kein Verstoß gegen europäisches Recht 

Damit ist das Urteil/ die Verwaltungshandlung als gesetzliche Eingriffsgrundlage verfassungsgemäß.

2) Verfassungsmäßigkeit der konkreten Maßnahme (= Verwaltungshandeln, Urteil) (z.B. Auflösung der Demo durch die Bullen)

· Als für die Grundrechtsprüfung bedeutendste Schranken-Schranke ist auf das Verhältnismäßigkeitsprinzip einzugehen, welches als Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips staatlichem Handeln ein Übermaßverbot auferlegt. Die Grundrechtsbeschränkung muss einem legitimen öffentlichen Zweck dienen, geeignet sein, diesen Zweck zu erreichen, erforderlich und auch angemessen sein:

· Zweck der Regelung ist...

· Als Mittel dient...

· Geeignet ist das Mittel, wenn mit seiner Hilfe der Zweck erreicht werden kann.

· Erforderlich ist das Mittel, wenn kein milderes Mittel gibt, das den gleichen Erfolg mit gleicher Sicherheit herbeiführen würde.

· Angemessen ist das Mittel, wenn die beim Grundrechtsträger eintretenden Nachteile nicht außer Verhältnis zu dem bezweckten Vorteil stehen. Es bedarf einer Güterabwägung zwischen dem beeinträchtigten Grundrecht auf Z-Freiheit und den Interessen, die geschützt bzw. gefördert werden sollen. 

      Nachteilig für X ist, ... 

      Dem steht als bezweckter Vorteil die Interessen/Rechtsgüter Dritter gegenüber...

· Folglich ist das Gesetz (nicht) angemessen und damit (nicht) verhältnismäßig. Die Verfassungsbeschwerde des X ist daher (un-)begründet.

· Art. 19 II: Wesengehaltsgarantie (= die Maßnahme darf ein GR nicht in seinem Wesensgehalt antasten)

· Bestimmtheit (= Maßnahme muss klar und bestimmt sein)

· kein Verstoß gegen europäisches Völkerrecht

C. Ergebnis

Die Verfassungsbeschwerde des X ist zulässig und begründet. Damit hat sie Aussicht auf Erfolg./

Die Verfassungsbeschwerde des X ist unbegründet. Damit hat sie keine Aussicht auf Erfolg.

1.2  bei Gleichheitsgrundrechten

1. Gleich- bzw. Ungleichbehandlung

Zuerst müsste das Gesetz wesentlich Gleiches ungleich oder Ungleiches gleich behandeln. 

a) Bestimmung der Personengruppe/ Situation (z.B. türkische Pizzabäcker)

b) Vergleichsgruppe bilden (z.B. deutsche Pizzabäcker)

c) gemeinsamer Oberbegriff (z.B. Pizzabäcker)

2. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung der festgestellten Ungleichbehandlung

a) Formelle Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes (Kompetenz, Verfahren, Form)

b) Materielle Verfassungsmäßigkeit:

aa) Differenzierungsziel (z.B. mehr Arbeit für deutsche Pizzabäckr

bb) Differenzierungskriterium (z.B. Staatsbürgerschaft)

cc) Abwägung: Rechtfertigung der Differenzierung/ Verhältnismäßigkeit

2. Wichtige Freiheitsgrundrechte

2.1      Menschenwürde, Art.1 GG

a) Schutzbereich

· Menschenwürde:

· persönlicher: jedermann

· sachlicher: Mensch darf nie Mittel zum Zweck, er muss immer der Zweck sein (Objektformel)

b) Eingriff

· Eingriffe können nicht gerechtfertigt werden.

2.2      Freie Entfaltung der Persönlichkeit, Art. 2 I GG
a) Schutzbereiche

· allgemeine Handlungsfreiheit: Das BVerfG hat Art. 2 I zu einem Auffanggrundrecht der „Allgemeinen Handlungsfreiheit“ erweitert (Elfes-Urteil). Geschützt sind somit alle Betätigungen oder Lebensbereiche, die nicht einem spezielleren Freiheitsrecht unterfallen.  

· historische Auslegung: Entwurf des Parlamentarischen Rates zu Art. 2 I GG beinhaltet, dass jedermann frei sei, zu tun und zu lassen, was die Rechte anderer nicht verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

· freie Entfaltung der Persönlichkeit: Geschützt ist zum einen der enge persönliche Lebensbereich (die Intimssphäre), zum anderen das Recht am eigenen Bild und Wort (auch: Recht auf Gegendarstellung) (Ausnahme: Personen der Zeitgeschichte).

· Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Datenschutz): Jeder kann selbst entscheiden, wann und wie persönliche Lebenssachverhalte offenbart werden.

b) Eingriff

· Da beim Schutzbereich der „Allgemeinen Handlungsfreiheit“ grundsätzlich jeder staatliche Akt einen Eingriff bedeuten würde, wird eingeschränkt: Es muss sich beim hoheitlichen Handeln um eine rechtliche Maßnahme handeln (keine faktische), die sich gegen den Einzelnen richtet.

c) Schranken

· Schrankentrias: drei unmittelbare Verfassungsschranken – subjektive Rechte anderer, Sittengesetz (= Moralvorstellungen), verfassungsmäßige Ordnung (wichtigste, = Gesamtheit der Normen, die formell und materiell mit der Verfassung in Einklang stehen)

d) Schranken-Schranken

· Verhältnismäßigkeit

2.3      Leben und körperliche Unversehrtheit, Art. 2 II 1 GG

a) Schutzbereich

· Recht auf Leben = Schutzgut ist das menschliche Leben, das Dasein (Beginn: Verschmelzung von Ei und Samenzelle, Ende: Hirntod)

· körperliche Unversehrtheit = Schutzgut ist die Integrität der Körpersphäre (physiologische + geistig-seelische Gesundheit

- historische Auslegung: Erfahrungen mit dem NS

b) Eingriff

· Eingriffe in das Recht auf Leben und in die körperliche Unversehrtheit sind gemäß Art. 2 II 3 GG nur aufgrund eines Gesetzes möglich (z.B. Todesstrafe, Folter, Menschenversuche, Blutentnahme).

c) Schranken

· Gesetzesvorbehalt des Art. 2 II 3 GG; Fraglich ist, ob ein materielles Gesetz (z.B. Rechtsverordnung) ausreicht oder ob ein formelles Parlamentsgesetz notwendig ist. Aufgrund der Wesentlichkeitstheorie des BVerfG müssen aber Regelungen mit intensiven Grundrechtseingriffen vom Parlament beschlossen werden.

d) Schranken-Schranken

· Art. 104 I 2 GG (keine Misshandlung bei Freiheitsentziehung)

· Art. 102 GG (abgeschaffte Todesstrafe)

· Verhältnismäßigkeit

· Neben Abwehrrecht folgt aus Art. 2 II 1 GG auch Schutzpflicht des Staates. Er hat sich schützend und fördernd vor jedes menschliche Leben zu stellen und vor rechtswidrigen Eingriffen Dritter zu bewahren (z.B. Abtreibung). Gesetzgeber hat jedoch Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum. Es gelte nur das Untermaßverbot, das verletzt sei, wenn der Staat gar nichts tue, oder wenn die Hinnahme der Beeinträchtigungen bei Abwägung mit entgegenstehenden Interessen nicht zumutbar ist.
2.4      Freiheit der Person, Art. 2 II 2, 104 GG

a) Schutzbereich

· Freiheit der Person = Fortbewegungsfreiheit, d.h. Recht, einen Ort aufzusuchen und zu verlassen. Ob jeder beliebige Ort aufgesucht werden kann, ist eine Frage der Freizügigkeit.

b) Eingriff

· Freiheitsentziehung (dazu Art. 104 II-IV GG), Arrest, Gefängnisstrafe, Wehr- und Schulpflicht

c) Schranken

· Gesetzesvorbehalte von Art. 2 II 3 GG (einfacher Gesetzesvorbehalt) und Art. 104 GG (qualifizierter Gesetzesvorbehalt lex speciales)

· Freiheitsbeschränkungen nur aufgrund eines förmlichen Gesetzes nach Art. 104 I 1 GG

· Freiheitsentziehungen nur aufgrund richterlicher Anordnung nach Art. 104 II 2, 3 GG

d) Schranken-Schranken

· Verhältnismäßigkeit (z.B. Untersuchungshaft; Ziel: Aufklärung einer Straftat)

2.5      Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit, Art. 4, 140 GG i.V.m. WRV

a) Definitionen

· Glaube = innere Überzeugung des Menschen vor Gott und dem Jenseits

· Gewissen = an Kategorien von „Gut“ und „Böse“ orientierte Entscheidung, die der Einzelne in einer bestimmten Lage als innerlich unbedingt verpflichtend erfährt

· Bekenntnis = Kundgabe von Glaubens- und Gewissenseinstellungen

b) Schutzbereich

· forum internum = innere Glaubensüberzeugung (Denken)

· forum externum = religiöses und weltanschauliches Bekenntnis (Handeln)

· positive Religionsfreiheit = Recht, Religion oder Weltanschauung zu bilden und zu vertreten

· negative Religionsfreiheit = Recht, sich von Religion und Weltanschauung fernzuhalten
c) Eingriff

· in die individuelle Religionsfreiheit eines Einzelnen

· in die kollektive Religionsfreiheit einer Gemeinschaft

d) Schranken

· verfassungsimmanente Schranken, also Grundrechte Dritter oder der Schutz wichtiger Verfassungsgüter

· Übernahme der Schranken aus Art. 2 I oder 5 I GG ist wegen der Eigenständigkeit der Grundrechte abzulehnen. Schranken der inkorporierten Artikel aus der WRV (bes. Art. 136 I WRV i.V.m. Art. 140 GG) sind nicht einschlägig, sondern werden von Art. 4 GG überlagert.

e) Schranken- Schranken

· Verhältnismäßigkeit bzw. Übermaßverbot
· Wesengehaltsgarantie (Art. 19 II GG)
2.6      Kommunikationsfreiheiten, Art. 5 I GG
a) Definitionen

· Meinung = Äußerung mit einem Element wertender Stellungsnahme im Ggs. zur Tatsachenbehauptung, die auf Wahrheit oder Falschheit überprüfbar ist

· positive vs. negative Meinungsfreiheit = Recht, Meinungen zu äußern vs. Recht, Meinungen nicht äußern zu müssen

· allgemein zugängliche Quellen = Quellen, die technisch geeignet und dazu bestimmt sind, der Allgemeinheit Informationen zu verschaffen

· Presse = zur Verbreitung geeignete und bestimmte Druckerzeugnisse

b) Schutzbereiche

· Meinungsfreiheit (Art. 5 I 1, 1. Halbsatz GG): Äußerung und Verbreitung der Meinung in Wort, Bild und Schrift; eng verbunden mit Demonstrationsrecht, Kunst-, Lehr-, Presse-, Versammlungsfreiheit

· Informationsfreiheit (Art. 5 I 1, 2. Halbsatz GG): Möglichkeit, sich aus allgemein zugänglichen Quellen zu unterrichten

· Pressefreiheit (Art. 5 I 2, 1. Variante GG): 

· sachlich: alle pressespezifischen Tätigkeiten von der Recherche einer Meldung bis zur Verbreitung

· persönlich: alle im Pressewesen tätigen Personen und Unternehmen (Art. 19 III GG)

· Rundfunkfreiheit (Art. 5 I 2, 2. Variante GG): 

· sachlich: Rundfunkberichterstattung von der Beschaffung der Information bis zur Verbreitung von Nachrichten 

· persönlich: Veranstalter von Rundfunk- und Fernsehsendungen, öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten

· Filmfreiheit (Art. 5 I 2, 3. Variante)

· sachlich: Bestandsgarantie für das gesamte Medium Film (z.B. Dokumentar- oder Spielfilme) 

· persönlich: neben Filmemachern alle Personen, die unmittelbar zur Entstehung eines Films beitragen

c) Eingriff

· Eingriffe in die positive Meinungsfreiheit können erfolgen durch das Verbot, eine Meinung überhaupt oder auf gewisse Weise zu äußern. Eingriffe in die negative Meinungsfreiheit sind Gebote, bestimmte Meinungen zu äußern. (gültig auch für Presse- und Filmfreiheit).

· Eingriffe in die Informationsfreiheit sind staatlich verordnete Maßnahmen mit dem Ziel einer Verhinderung des Informationszugangs (z.B. Sperrung einer Homepage im Internet).

· Eingriffe in die Rundfunkfreiheit können in der Beschaffung von Information, Ausstrahlung von Sendungen und verweigerten Zulassungen für private Rundfunkbetreiber liegen.

d) Schranken

· Die Meinungsfreiheit findet ihre Schranken (Art. 5 II GG) in den allgemeinen Gesetzen, den Jugendschutzbestimmungen und dem Recht der persönlichen Ehre. Allgemeine Gesetze sind nach der Rechtssprechung des BVerfG diejenigen Gesetze, die ein gegenüber der Meinungsfreiheit im konkreten Fall höherwertiges Rechtsgut schützen.

e) Schranken-Schranken

· Nach der sog. Wechselwirkungslehre („Schaukeltheorie“) bedarf es einer Güterabwägung zwischen dem beeinträchtigten Kommunikationsgrundrecht und den Interessen, die geschützt bzw. gefördert werden sollen.  

· Zensurverbot, Art. 5 I 3
2.7      Kunst- und Wissenschaftsfreiheit, Art. 5 III GG
a) Definitionen

· Kunst = Von Kunst ist auszugehen, wenn Zuordnung zu bestimmtem Werktyp möglich (formeller Kunstbegriff), das Werk Ergebnis der freien, schöpferischen, nach außen gerichteten Gestaltung (materieller Kunstbegriff) oder interpretationsfähig ist (offener Kunstbegriff) ist

· Wissenschaft = ernsthafter und planmäßiger Versuch der Ermittlung wahrer Erkenntnisse 

b) Schutzbereich

· Kunstfreiheit:
· sachlicher: künstlerische Betätigung, Ausstellung, Darbietung oder sonstige Verbreitung der Ergebnisse dieser Tätigkeit

· persönlicher: jedermann, nicht nur anerkannte oder berufsmäßige Künstler
· Wissenschaftsfreiheit:
· sachlicher: Freiheit von Forschung und Lehre

· persönlicher: jeder, der in Wissenschaft, Forschung und Lehre tätig ist (auch: staatliche Hochschulen; der Grundsatz, dass der Staat und seine Untergliederungen nicht gleichzeitig Grundrechte gewähren und beanspruchen können, gilt hier ausnahmsweise nicht)
c) Eingriff

· wie bei Art. 5 I durch Verbote, Sanktionen o.ä.

d) Schranken

· kein Gesetzesvorbehalt; Die in Art. 5 III 2 verlangte „Treue zur Verfassung“ ist kein Vorbehalt, sondern eine Verkürzung des Schutzbereichs.

· Gesetzesvorbehalte anderer Grundrechte (Art. 2 I) kommen aufgrund ihrer Eigenständigkeit nicht in Betracht. Schranken von Art. 5 I können nicht übernommen werden, da Art. 5 III eine lex speciales ist. Eingriffe können folglich nur bei kollidierendem Verfassungsrecht gerechtfertigt sein. Diese verfassungsimmanenten Schranken können Grundrechte Dritter oder der Schutz anderer wichtiger Verfassungsgüter sein.

e) Schranken-Schranken

· Verhältnismäßigkeit

2.8      Versammlungsfreiheit, Art. 8 GG
a) Definitionen

· Versammlung = Zusammenkunft von mindestens 2 Personen zu einem bestimmten Zweck

b) Schutzbereich

· Versammlungsfreiheit 
· persönlicher: alle Deutschen sowie juristische Personen des Privatrechts; Ausländer nur auf den schwächeren Art. 2 I GG (Gesetzesvorbehalt) berufen.

· sachlicher: Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis zu einem bestimmtem Zweck mit anderen friedlich und unbewaffnet zu versammeln (+ Vorbereitung, An- und Abreise)

c) Eingriff

· rechtliche und faktische Maßnahmen, die die Vorbereitung, Durchführung, An- oder Abreise behindern (z.B. Anmelde- und Erlaubnispflichten, Verbot/Auflösung einer Versammlung)

d) Schranken

· Gesetzesvorbehalt von Art. 8 II GG gilt nur für Versammlungen unter freiem Himmel, d.h. mit Kontakt zu Menschen, die nicht an der Versammlung teilnehmen (nicht: Fußballstadion)

· Beschränkung kann durch oder aufgrund eines Gesetzes erfolgen (wichtigste: Versammlungsgesetz § 14 VersG, ordnungsrechtliche Klausel § 15 VersG)

· Für Versammlungen in ge- oder umschlossenen Räumen kommt nur die Schranke eines kollidierenden Verfassungsrechts in betracht (z.B. körperliche Unversehrtheit der Versammlungsteilnehmer)

e) Schranken-Schranken

· Verhältnismäßigkeit

· beachte bei Abwägung: hohe Bedeutung des Art.8 GG für freiheitlich-demokratische Grundordnung

2.9      Berufsfreiheit, Art. 12 GG

a) Definitionen

· Beruf = auf Dauer angelegte, nicht verbotene Tätigkeit, die zur Schaffung und Erhaltung der Lebensgrundlage dient

b) Schutzbereich

· Berufsfreiheit:

· persönlicher: alle Deutschen, juristische Personen des Privatrechts

· sachlicher: Berufsausübungsfreiheit und freie Wahl von Beruf, Arbeitsplatz sowie Ausbildungsstätte; Negative Berufsfreiheit für diejenigen, die ohne Beruf oder Ausbildung bleiben wollen; enthält kein „Recht auf Arbeit“; schützt in Abgrenzung zu Art. 14 GG die Erwerbsmöglichkeit, nicht das Erworbene
c) Eingriff

· Eingriff muss berufregelnde Tendenz haben.

· Eingriffsstufen: 

1. Berufsausübungsregelungen, 

2. subjektive Zulassungsbeschränkungen, 

3. objektive Zulassungsbeschränkungen

d) Schranken

· Gesetzesvorbehalt von Art. 12 I 2, wonach Berufswahl/-ausübung durch oder aufgrund eines formellen Gesetzes geregelt werden.

e) Schranken-Schranken

Stufe
Rechtfertigung

1. Stufe Berufsausübung („Wie“)


Zweck muss Allgemeininteresse dienen.

2. Stufe Berufswahl („Ob“), subjektive Zulassungsvoraussetzungen (vom Bewerber zu leistende, persönliche Voraussetzungen, z.B. Qualifikation)

Zweck muss Schutz eines wichtigen Gemeinschaftsguts sein (z.B. Funktionieren der Rechtspflege, Vertraunesschutz).

3. Stufe Berufswahl („Ob“), objektive Zulassungsvoraussetzungen (vom Bewerber nicht zu beeinflussende Voraussetzungen, z.B. Nachfrage nach einer Berufsgruppe

 
Zweck muss Abwehr nachweisbarer Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut sein (z.B. Volksgesundheit, Finanzierung sozialer Systeme).

· Eingriffsstufe bei Erforderlichkeit einfügen und erläutern, ob nicht eine geringere Stufe den gleichen Zweck erfüllen würde

· Rechtfertigungen bei Angemessenheit einfügen

4. Wichtiges Gleichheitsrecht: Allgemeines Gleichheitsrecht, Art. 3 GG
· Rechtsgleichheit aller Menschen; Juristische Personen des Privatrechts könne sich auf Art. 3 I GG berufen.

· Art. 3 II,III GG nennen absolute Differenzierungsverbote. Kriterien, die eine Ungleichbehandlung auf keinen Fall rechtfertigen können (z.B. Geschlecht, Rasse u.a.)

